BFH Bundesfinanzhof %

Beschluss vom 02. Februar 2010, | B 91/09

Grundsatzliche Bedeutung - Kein Steuerabzug nach & 50a EStG bei "Liebhaberei” des Vergiitungsgldubigers
BFH I. Senat
EStG § 2 Abs 1, EStG § 49, EStG § 50a Abs 4, EStG § 50a Abs 5, FGO § 115 Abs 2 Nr 1

vorgehend FG Miunchen, 24. Mai 2009, Az: 7 K 1531/07
Leitsatze

1. NV: Es ist nicht klarungsbeddirftig, dass der Vergiitungsschuldner einen Steuerabzug nach & 50a Abs. 4 EStG
unterlassen darf, wenn die Zahlungen nach den Grundsatzen zur "Liebhaberei” nicht zu steuerpflichtigen Einklinften des
auslandischen Vergutungsgldubigers fihren.

2. NV: Ebenso bedarf es keiner Klarung, dass das Vorliegen einer Gewinnerzielungsabsicht bei im Ausland ansassigen
Personen nicht allein in Bezug auf die in Deutschland entfalteten Tatigkeiten, sondern in Ansehung der Gesamtheit der
jeweiligen Betatigung zu beurteilen ist (Bestatigung des Senatsurteils vom 07.November 2001 | R 14/01, BFHE 197, 287,
BStBL Il 2002, 861).

Tatbestand

1 I Die Beteiligten streiten daruber, ob der Klager und Beschwerdegegner (Klager) zum Steuerabzug nach & 50a Abs.
4 des Einkommensteuergesetzes in der fur die Streitjahre (1997 bis 2001) geltenden Fassung (EStG 1997)
verpflichtet war und ob er deshalb mangels Durchfiihrung dieses Steuerabzugs zu Recht in Haftung genommen
worden ist (8§ 50a Abs. 5 Satz 5 EStG 1997).

2 Der Klager, ein Verein, betreibt den Motorsport. In den Streitjahren veranstaltete er jeweils einmal ein
internationales Grasbahnrennen, an dem u.a. auslandische Motorsportler teilnahmen. An diese Sportler zahlte der
Klager Start- oder Punktegelder.

3 Im Hinblick auf Zahlungen an zwei auslandische Berufssportler flihrte der Klager den Steuerabzug nach Maf3gabe
des & 50a Abs. 4 EStG 1997 durch. Dies unterliefd er jedoch im Hinblick auf Zahlungen an drei auslandische
Amateursportler. Der Beklagte und Beschwerdefiihrer (das Finanzamt --FA--) erlief} daraufhin einen
Nachforderungsbescheid, durch den er den Klager wegen nicht einbehaltener und abgefiihrter Abzugsteuer in
Anspruch nahm.

4  Die Klage gegen den Nachforderungsbescheid hatte Erfolg; das Finanzgericht (FG) hob den Bescheid auf und Llief}
die Revision gegen sein Urteil nicht zu (FG Minchen, Urteil vom 25. Mai 2009 7 K 1531/07). Dagegen richtet sich
die Nichtzulassungsbeschwerde, mit der das FA geltend macht, dass die Revision nach & 115 Abs. 2 Nr. 1 der
Finanzgerichtsordnung (FGO) zuzulassen sei.

5 Der Klager ist der Nichtzulassungsbeschwerde entgegengetreten.

Entscheidungsgrunde

6 Il. Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unbegriindet. Die Rechtssache hat nicht die vom FA geltend gemachte
grundsatzliche Bedeutung.

7 1. Eine Rechtssache hat grundsatzliche Bedeutung i.S. des & 115 Abs. 2 Nr. 1 FGO, wenn im konkreten Fall eine
Rechtsfrage entscheidungserheblich ist, die im allgemeinen Interesse der Klarung bedarf. Daran fehlt es in der
Regel, wenn der Bundesfinanzhof (BFH) bereits Giber die betreffende Frage entschieden hat. Ist eine solche
hdchstrichterliche Entscheidung ergangen, so kann sich eine grundsatzliche Bedeutung zwar daraus ergeben, dass
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die Finanzverwaltung die Grundsatze jener Entscheidung nicht tGber den konkreten Einzelfall hinaus anwendet. Das
gilt aber nur dann, wenn sie sich dabei auf beachtliche, bisher vom BFH noch nicht bericksichtigte Gesichtspunkte
beruft (Senatsbeschluss vom 27. August 2003 | B 186/02, BFH/NV 2003, 1581; Lange in
Hibschmann/Hepp/Spitaler, Abgabenordnung-Finanzgerichtsordnung, § 115 FGO Rz 109, m.w.N.).

2. Im Streitfall halt das FA fur klarungsbedurftig, ob der Vergutungsschuldner von einem Steuerabzug gemaf & 50a
Abs. 4 EStG 1997 absehen darf, wenn die von ihm ausgezahlte Vergutung nach den zur "Liebhaberei” entwickelten
Grundsatzen nicht zu steuerpflichtigen Einklinften des Vergutungsglaubigers fihrt. Diese Frage hat der
beschliefsende Senat bereits in bejahendem Sinne entschieden (Senatsurteil vom 7. November 2001 | R 14/01,
BFHE 197, 287, BStBL Il 2002, 861). Die Finanzverwaltung wendet sein Urteil zwar nicht Uber den entschiedenen
Einzelfall hinaus an (Bundesministerium der Finanzen --BMF--, Schreiben vom 11. Dezember 2002, BStBL | 2002,
1394). Sie beruft sich dazu aber nicht auf Umsténde oder Uberlegungen, die der Senat bei seiner Entscheidung noch
nicht erwogen hat. Das zitierte BMF-Schreiben enthalt insoweit keinerlei Begriindung, und die im Streitfall vom FA
angefuhrten Gesichtspunkte sind samtlich in das seinerzeit ergangene Urteil eingeflossen.

a) Das gilt insbesondere fur die Erwagung, dass der Vergltungsschuldner im Einzelfall nicht oder nur mit
unverhdltnismafiigem Aufwand werde feststellen konnen, ob die Tatigkeit des Verglitungsglaubigers in ihrer
Gesamtheit von der Absicht der Einkunftserzielung getragen ist oder nicht. Diesen Einwand hat der Senat in seinem
zitierten Urteil ausdricklich behandelt (Senatsurteil in BFHE 197, 287, 292, BStBL 11 2002, 861, 863), im Ergebnis
aber nicht fir durchschlagend erachtet. Er hat dabei u.a. darauf hingewiesen, dass der Vergutungsschuldner in
Zweifelsfallen zwecks Vermeidung einer Haftung den Steuerabzug vornehmen und den Vergltungsglaubiger auf die
Maoglichkeit des Erstattungsverfahrens verweisen konne. Die Beschwerdebegriindung enthalt keine Ausfliihrungen,
die diese Problematik in einem neuen Licht erscheinen lassen kdnnten. Der Hinweis, dass die Prifung der
Einkunftserzielungsabsicht im Abzugsverfahren "methodisch nicht zutreffend” sei, reicht insoweit nicht aus.

b) Zudem ist die Entscheidung des Senats bei den FG und im Schrifttum Uberwiegend auf Zustimmung gestofien
(z.B. FG Koln, Urteil vom 23. September 2005 15 K 4853/03, Entscheidungen der Finanzgerichte 2005, 1940;
Ludicke, Deutsches Steuerrecht 2002, 671; Wied in Blumich, Einkommensteuergesetz, Kdrperschaftsteuergesetz,
Gewerbesteuergesetz, § 50a EStG Rz 78; MafRbaum in Herrmann/Heuer/Raupach, Einkommen- und
Korperschaftsteuergesetz, § 50a EStG Rz 47). Insbesondere werden auch insoweit keine Bedenken erhoben, die nicht
in die einschldgige Senatsrechtsprechung eingeflossen sind. Es ist zwar erwogen worden, dass in dem hier
interessierenden Bereich den Vergutungsschuldner eine aus & 90 Abs. 2 der Abgabenordnung (AO) abzuleitende
erhohte Aufklarungs- und Beweisvorsorgepflicht treffe (Kempermann, Finanz-Rundschau 2002, 637). Dieser
Umstand kann im Streitfall aber schon deshalb nicht zur Zulassung der Revision fuhren, weil die grundsatzliche
Bedeutung nur im Hinblick auf die in der Beschwerdebegriindung angefihrten Rechtsfragen zu prufen ist (Ruban in
Graber, Finanzgerichtsordnung, 6. Aufl., § 116 Rz 55) und das FA im Hinblick auf die Anwendung des § 90 Abs. 2 AO
keinen Klarungsbedarf geltend gemacht hat.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 2 von 2


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201050201/

	Beschluss vom 02. Februar 2010, I B 91/09
	Leitsätze
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe


